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Preußiſche Gefeßfammlung 


Tag e Inhalt: Selte 

9. 8. 26 Verordnung über Verleihung des Rechtes zum Ausbau der Goldfiſchdever, Haardever, Wippinger Dever und Aſchen⸗ 
dorfer Dever durch den Zweckverband Aſchendorf Hümmlin .. 5 253 

13. 9.26 Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen für die Aufwertung der Guthaben bei Fabrik, und 
Werkſparkaſſen ſowie der Anſprüche an Betriebs Benſtonskeſſe nn... 8 253 

15. 9. 26 Erſte Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen, anderen Schuldverſchreibungen und. auf 
genommenen verbrieften Darlehen von öffentlichrrechtlichen Grundkreditanſtalten der Provinzial (Bezirks) Verbände. 255 
Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Reitern gs 8 259 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw. 259 


Mr. 13149.) Verordnung über Verleihung des Rechtes zum Ausbau der Goldfiſchdever, Haardever. 
Wippinger Dever und Aſchendorfer Dever durch den Zweckverband Aſchendorf⸗Hümmling, 
Vom 9. Auguſt 1926. 5 


42 20 Zweckverband Aſchendorf⸗Hümmling wird gemäß dem § 155 Abſ. 2 des Preußiſchen Waſſer⸗ 
geſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau folgender Waſſerläufe und ihrer 
Afer übertragen: 5; 
a) der Goldfiſchdever von dem Zuſammenfluſſe der Haardever und Wippinger Dever bis zur Ein⸗ 
mündung in die Ems; IE = | 
b) der Haardever von dem Punkte 250 m oberhalb ihrer Kreuzung mit dem Wege von Haar nach 
Neu Lehe bis zu ihrer Vereinigung mit der Wippinger Dever; i a 
e) der Wippinger Dever von dem Punkte 400 m oberhalb des Zuſammenfluſſes mit der Haardever 
bis zu ihrer Vereinigung mit der Haardever; ö 5 
d) der Aſchendorfer Dever von der Kreuzung mit der Landſtraße von Aſchendorf nach Papenburg 
bis zur geplanten Einmündung in das Binnentief der Papenburger alten Seeſchleuſe. 


Berlin, den 9. Auguſt 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminifterium. 


Für den Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten: 


Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 13150.) Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen für die Aufwertung der 
Guthaben bei Fabrik- und Werkſparkaſſen ſowie der Anſprüche an Betriebs⸗Penſionskaſſen. 
Vom 13. September 1926. 


Auf Grund des Artikels 19 Abſ. 1 der Durchführungsverordnung zum Aufwertungsgeſetz über die Aufwertung 
der Guthaben bei Fabrik- und Werkſparkaſſen ſowie der Anſprüche an Betriebs⸗Penſionskaſſen vom 8. Juli 1926 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 403) wird folgendes verordnet: 

8 1. 

5 Für das Verfahren vor der im Artikel 9 der Verordnung vom 8. Juli 1926 beſtimmten Aufwertungs— 
ſtelle werden Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften erhoben. 
82. 

Für die Gebührenberechnung iſt der Wert des Streitgegenſtandes maßgebend. Dieſer Wert iſt von der 


Aufwertungsſtelle unter Berückſichtigung der geſtellten Anträge nach freiem Ermeſſen, jedoch nicht über 
200 000 Reichsmark, feſtzuſetzen. 


(Bierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 6. Oktober 1926.) 
Geſetzſammlung 1926, (Nr. 13149—13151.) 
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83. 
Die Gebühren und Auslagen des Verfahrens vor der Aufwertungsſtelle hat der Schuldner (Betriebs⸗ 
unternehmer) zu tragen. Soweit aber von der Aufwertungsſtelle oder in der Beſchwerdeinſtanz die Koſten 
des Verfahrens vor der Aufwertungsſtelle einem Gläubiger auferlegt ſind, ſind ſie von dieſem einzuziehen. 


84. | 


Die Fälligkeit, Berechnung, Einziehung und Niederſchlagung der Gebühren und Auslagen richtet ſich 
nach den Vorſchriften, welche für die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 28. Oktober 1922 
(Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) zu erhebenden Gerichtskoſten maßgebend find. ÜUber Erinnerungen 
des Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz der Gebühren und Auslagen entſcheidet die Aufwertungsſtelle end- 


gültig und gebührenfrei. 
8 5. 

(1) Volle Gebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt die im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 

vom 28. Oktober 1922 (Gefeßfamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) in der Faſſung der Verordnung vom 

18. Dezember 1923 (Geſetzſamml. S. 556) beſtimmte Gebühr. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 20 Reichsmark. 


(2) Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften der 88 109 bis 112 und 114 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107). Die den Beiſitzern 
gemäß Artikel 10 Abf. 4 der Verordnung vom 8. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 403) zu zahlenden Aufwands⸗ 
entſchädigungen gehören nicht zu den Auslagen, welche den Beteiligten in Rechnung zu ſtellen ſind. 


(3) Eine Erhebung von Stempeln findet nicht ſtatt. Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch 
gemacht wird, ſind nur inſoweit einem Stempel unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 
Für die Behandlung dieſer Stempel gelten die §§ 29, 30 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) ſinngemäß. 


86. 

(1) In allen Fällen, in denen der Schuldner (Betriebsunternehmer) die Aufwertungsſtelle anruft, it 
von ihm bei Eingang der Anrufung auf Grund einer von dem Vorſitzenden vorzunehmenden vorläufigen 
Wertfeſtſetzung ein Gebührenvorſchuß in Höhe von 5 Zehnteilen der vollen Gebühr zu erfordern. Bevor der 
Gebührenvorſchuß gezahlt iſt, ſoll die Aufwertungsſtelle nicht in Tätigkeit treten. 


(2) Wenn der Schuldner (Betriebsunternehmer) Anträge ſtellt, fo kann von ihm zur Dedung der 
baren Auslagen ein angemeſſener Vorſchuß erhoben werden. Die Aufwertungsſtelle kann die Vornahme der 
Handlung von der Zahlung des für die baren Auslagen erforderten Vorſchuſſes abhängig machen. 


87. 
(1) Für das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle einſchließlich der Anordnung und Vornahme von 
Beweisverhandlungen werden 15 Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr deckt auch gleichzeitig 
die Beurkundung eines Vergleichs. 


(2) Wird eine das Verfahren abſchließende Entſcheidung der Aufwertungsſtelle getroffen, ſo werden 
außerdem 5 Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 


(3) Wird die Anrufung zurückgenommen, bevor ein gebührenpflichtiger Akt ſtattgefunden hat, fo werden 
5 Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Bekanntmachung der Anrufung der Aufwertungsſtelle (Artikel 13 
Abſ. 1 der Verordnung vom 8. Juli 1926) gilt in dieſem Sinne nicht als ein gebührenpflichtiger Akt. 


88. 


Wird eine Sache vom Beſchwerdegerichte zur anderweiten Verhandlung an die Aufwertungsftelle zuriick 
verwieſen, fo gilt die Fortſetzung des Verfahrens vor der Aufwertungsſtelle hinſichtlich der Gebührenerhebung 
nicht als ein neues Verfahren. 


8 9. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1926 in Kraft. 
Berlin, den 13. September 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Höpker Aſchoff. 
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(Rr. 13151.) Erſte Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen, anderen Schuld⸗ 
verſchreibungen und aufgenommenen verbrieften Darlehen von öffentlich rechtlichen Grund⸗ 
kreditanſtalten der Provinzial⸗ (Bezirks-) Verbände. Vom 15. September 1926. 


Auf Grund der Artikel 94 Abſ. 2 und 117 Abſ. 2 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925 zum 
Aufwertungsgeſetz (Reichsgeſetzbl. 1 S. 392) und der Verordnungen zur Durchführung der Aufwertung von 
Anſprüchen gegen öffentlich⸗rechtliche Grundkreditanſtalten vom 20. Januar und vom 30. Juli 1926 (-Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 96 und S. 429) wird hiermit verordnet: 


81. 
Für die Aufwertung von Anſprüchen aus Pfandbriefen, anderen Schuldverſchreibungen und aufgenommenen 
verbrieften Darlehen der Landeskreditanſtalt in Hannover, der Landeskreditkaſſe in Caſſel und der Naſſauiſchen 
Landesbank in Wiesbaden gelten die nachſtehenden Vorſchriften. 


82. 
(1) Hat die Kreditanftalt mehrere Arten von Pfandbriefen, anderen Schuldverſchreibungen oder Schuldur⸗ 
kunden ausgegeben, ſo kann ſie mit Zustimmung der Aufſichtsbehörde für jede Art oder für Gruppen oder für 
Jahrgänge von Pfandbriefen, anderen Schuldverſchreibungen oder Schuldurkunden beſondere Teilungsmaſſen bilden. 


(2) Die Teilungsmaſſe beſteht aus: 


a) den bei Ablauf des 13. Februar 1924 als Deckung für die aufgewerteten Pfandbriefe, anderen Schuld⸗ 
verſchreibungen und verbrieften Darlehen beſtimmten Hypotheken und Darlehnsforderungen; 


b) den Hypotheken und Darlehnsforderungen, die früher zur Deckung gehört haben, ſoweit die Aufwertung 
oder Ablöſung nach § 14 oder § 15 des Aufwertungsgeſetzes oder §8 32, 40 des Anleiheablöfungs- 
geſetzes auf Grund Vorbehaltes der Rechte oder kraft Rückwirkung erfolgt iſt 


e) den nach den Satzungen der Kreditanſtalt der Sicherung von Anſprüchen aus Pfandbriefen, anderen 
Schuldverſchreibungen oder verbrieften Darlehen dienenden Sicherheitsfonds, ſoweit ſie nicht aus 
Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen der Kreditanſtalt beſtehen 


d) den erſatzweiſe der Deckung zugeführten Beträgen. ; 


83, 
In die Teilungsmaſſe fließen: 
a) die Erträge aus den im 8 2 Abf. 2 bezeichneten Werten; 


b) ſämtliche zur Tilgung der Hypotheken oder Darlehnsforderungen (§ 2 Abſ. 2a und b) eingehenden 
Leiſtungen mit Ausnahme der zu Tilgungszwecken nach 9 9 Abſ. 2 eingelieferten Pfandbriefe oder 
Schuldverſchreibungen 


o) die durch die Anlegung der Teilungsmaſſe gewonnenen Erträge. 


§ 4. 


(1) Die Teilungsmaſſe iſt von der Kreditanſtalt geſondert von ihrem ſonſtigen Vermögen zu verwalten. 
Geldbeträge ſind bis zu ihrer Ausſchüttung verzinslich anzulegen. Die Aufſichtsbehörde (der zuſtändige Ober- 
präſident) kann eine anderweite Anlegung der Teilungsmaſſe geſtatten. 


(2) Während der Dauer des Verteilungsverfahrens finden in Anſehung der aufgewerteten Pfandbriefe, 
anderen Schuldverſchreibungen und verbrieften Darlehen ſowie der Teilungsmaſſe diejenigen Vorſchriften der 
Satzung keine Anwendung, welche mit dem Aufwertungsgeſetze und den zu ſeiner Durchführung ergehenden Ver- 
ordnungen nicht im Einklang ſtehen. 


(3) Während der Dauer des Verteilungsverfahrens finden Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in die Tei- 
lungsmaſſe nicht ſtatt. 


8 5. 


4 (1) Innerhalb des zweiten Monats eines jeden Kalenderhalbjahres, erſtmalig bis zum 31. Dezember 1926, 
hat die Kreditanſtalt den Geſamtgoldmarkbetrag der Pfandbriefe, anderen Schuldverſchreibungen und verbrieften 
Darlehen, welche nach dem Stande vom letzten Tage des vergangenen Kalenderhalbjahres an der Verteilung teil- 
nehmen, und den am letzten Tage des vergangenen Kalenderhalbjahres vorhandenen Geſamtbeſtand der Teilungs⸗ 


(2) Hypotheken und Darlehnsforderungen ſind, ſoweit nicht ein anderer Aufwertungsbetrag durch Geſetz, 
1 Entſcheidung oder durch Vereinbarung feſtgeſetzt iſt, mit 25 vom Hundert des Goldmarkbetrages 
anzuſetzen. 
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(3) Die Kreditanftalten haben bei den Veröffentlichungen (Abſ. J, die nach dem 1. Januar 1927 erfolgen, 
anzugeben, ob und in welchem Ausmaße Herabſetzungen vom Aufwertungsbetrag auf Grund des § 8 oder § 15 
des Aufwertungsgeſetzes und ſonſtiger Ausfälle der Teilungsmaſſe eingetreten oder zu erwarten ſind. 


8 6. 

() Bei den Hypotheken oder Darlehnsforderungen ($ 2 Abſ. 2a und b) iſt für die Berechnung ihres Gold⸗ 
markbetrages im Sinne des § 2 Abſ. 1 des Aufwertungsgeſetzes der Darlehnsreſt maßgebend, welcher am 
15. Juni 1922 vorhanden war. Auch die einem Tilgungsfonds zugeführten planmäßigen oder nichtplanmäßigen 
Bareinzahlungen und Einlieferungen von Pfandbriefen oder anderen Schuldverſchreibungen zu Tilgungszwecken, 
die vor Ablauf des 14. Juni 1922 vorbehaltlos angenommen worden ſind, ſind mit ihrem Nennbetrage vom Nenn⸗ 
betrage der Hypothek oder Darlehnsforderung abzuziehen. 


(2) Sind planmäßige oder nichtplanmäßige Bareinzahlungen zu Tilgungszwecken unter Vorbehalt der 
Nechte oder nach Ablauf des 14. Juni 1922 angenommen, jo find fie nur zu ihrem nach der Anlage zum $2 des 
Aufwertungsgeſetzes ermittelten Goldmarkbetrag am Tage der Einzahlung auf den Aufwertungsbetrag der Hypothek 
oder Darlehnsforderung anzurechnen, auch wenn die im § 16 des Geſetzes vorgeſchriebene Anmeldung nicht erfolgt 
iſt. Nach Ablauf des 31. Dezember 1922 angenommene planmäßige Bareinzahlungen zu Tilgungszwecken bleiben 
außer Anſatz. 


(3) Sind Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen unter Vorbehalt der Rechte oder nach Ablauf des 
14. Juni 1922 und vor Ablauf des 14. Juli 1925 angenommen, ſo ſind ſie bei der Landeskreditkaſſe in Caſſel mit 
60 vom Hundert, bei der Landeskreditanſtalt in Hannover und der Naſſauiſchen Landesbank in Wiesbaden mit 
40 vom Hundert ihres Goldmarkbetrages auf den Goldmarkbetrag der Hypothek oder Darlehnsforderung anzu- 
rechnen, auch wenn die im § 16 des Geſetzes vorgeſchriebene Anmeldung nicht erfolgt iſt. Kann der Goldmarkbetrag 
für Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen, die zur Tilgung von mehreren Hypotheken oder Darlehnsforderungen 
eingeliefert find, nur gemeinſchaftlich feſtgeſtellt werden, fo iſt der Goldmarkbetrag der Pfandbriefe oder Schuld- 
verſchreibungen anteilsmäßig auf die Goldmarkbeträge dieſer Hypotheken oder Darlehnsforderungen zu verteilen. 
Läßt ſich der Goldmarkbetrag der angenommenen Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen nicht mehr ermitteln, 
ſo ſind ſie zu einem durchſchnittlichen Goldmarkbetrag anzurechnen. Dieſer beſtimmt ſich nach dem Verhältnis 
des Geſamtgoldmarkbetrages aller am 14. Juni 1922 im Umlauf befindlichen und ſeitdem ausgegebenen Pfand⸗ 
briefe, anderer Schuldverſchreibungen und Schuldurkunden zu deren Geſamtnennbetrage. Führt dieſe Berechnung 
zu einer offenbaren Unbilligkeit, fo kann die Direktion der Kreditanſtalt mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
den durchſchnittlichen Goldmarkbetrag anderweitig feſtſetzen. 


(4) Bei der Berechnung des Goldmarkbetrages der Pfandbriefe oder anderen Schuldverſchreibungen nach der 
Vorſchrift des Abſ. 3 bleibt ihr Zinsfuß unberückfichtigt. 8 5 
(5) Ergibt die Anwendung der vorſtehenden Vorſchriften, daß der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 


oder der ſonſtige Darlehnsſchuldner bereits mehr geleiſtet hat, als er nach den Vorſchriften des Geſetzes und dieſer 
Verordnung zu leiſten verpflichtet war, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 


§ 7. 
Bei der Eintragung der Aufwertung im Grundbuch wird vermutet, daß die Hypothek nur in der von der 
Kreditanſtalt angegebenen Höhe getilgt iſt. 


ss 
3 * 
(1) Dürch die Direktion der Kreditanſtalt kann beſtimmt werden, daß 


a) eine Tilgungshypothek oder ein Tilgungsdarlehen unter Aufhebung des Tilgungsplans in eine durch 
beſtimmte Zahlungen zu tilgende Hypothek oder Darlehnsforderung umgewandelt wird, in welchem 
Falle die Summe der angeordneten Zahlungen innerhalb eines Jahres höchſtens 10 vom Hundert 
des Aufwertungsbetrages erreichen und 1000 Reichsmark nicht überſteigen darf, 


b) eine Tilgungshypothek oder ein Tilgungsdarlehen in eine am 1. Januar 1932 fällige Hypothek oder 
Darlehnsforderung umgewandelt wird, wenn der zu tilgende Reſtbetrag 500 Goldmark nicht über⸗ 
ſteigt oder gegenüber der urſprünglichen Schuld verhältnismäßig geringfügig iſt. 


(2) Trifft die Direktion der Kreditanſtalt eine Anordnung im Sinne des Abſ. La oder b, fo iſt der Eigen- 
tümer des belaſteten Grundſtücks oder der ſonſtige Darlehnsſchuldner hiervon durch Einſchreibebrief gegen Rück⸗ 
ſchein zu benachrichtigen. Artikel 120 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925 findet entſprechende 
Anwendung; an Stelle des 31. März 1926 tritt der 31. Dezember 1926. 


(3) Der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder der ſonſtige Darlehnsſchuldner kann, abgeſehen von 
den nach § 28 des Aufwertungsgeſetzes zu entrichtenden Jinſen, die Wiederherſtellung der ſatzungsmäßigen oder 
vertraglichen Zahlungsbedingungen mit der ſich aus § 11 Abſ. 1 dieſer Verordnung ergebenden Anderung des Til- 
gungsſatzes verlangen, wenn die wirtſchaftliche Lage des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks oder des ſonſtigen 
Darlehnsſchuldners die Umwandlung der Schuld unkunlich erſcheinen läßt. Der Antrag muß innerhalb dreier 


ir — 


Monate nach Zugang der Benachrichtigung von der Anordnung der Direktion der Kreditanſtalt an den Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks oder den ſonſtigen Darlehnsſchuldner bei der Aufwertungsſtelle geſtellt werden. In den 
Fällen der $$ 203, 206 und 207 des Bürgerlichen Geſetzbuches kann das Verlangen noch bis zum Ablauf von 
drei Monaten nach Fortfall des Hinderniſſes geſtellt werden. 


(4) Anderungen des Inhalts der im § 2 Abſ. 2a und b bezeichneten Hypotheken auf Grund von Vereinba⸗ 
rungen über die Aufwertung zwiſchen der Kreditanſtalt und dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder dem 
ſonſtigen Darlehnsſchuldner oder auf Grund einer Anordnung der Direktion der Kreditanſtalt im Sinne des Abf. 1 
oder einer Entſcheidung der Aufwertungsſtelle nach Abf. 3 find auf Antrag der Kreditanſtalt oder des Eigentümers 
in das Grundbuch einzutragen. Soweit durch die Bewilligung oder durch die Eintragung Koſten entſtehen, trägt 
dieſe die Kreditanſtalt. n 


89. 


(1) Der Schuldner kann den Aufwertungsbetrag der Hypothek oder Darlehnsforderung unbeſchadet der 
folgenden Vorſchriften nur in bar leiſten. 


(2) Der Schuldner kann ſich vom 1. Juli 1927 ab von der Schuld ganz oder teilweiſe dadurch befreien, daß 
er Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen der Kreditanſtalt einliefert, deren Ablöſungswert dem Aufwertungs- 
betrage der Hypothek oder Darlehnsforderung entſpricht. Als Ablöſungswert eines Pfandbriefs oder einer Schuld- 
verſchreibung gilt der Teil feines Goldmarkbetrags, den die Direktion der Kreditanſtalt mit Zuſtimmung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde entſprechend dem Verhältniſſe des Aufwertungsbetrags der nach 82 Abſ. 2 zur Teilungsmaſſe ge- 
hörenden Hypotheken oder Darlehnsforderungen zum Goldmarkbekrag aller an der Teilungsmaſſe berechtigten 
Pfandbriefe, anderen Schuldverſchreibungen oder verbrieften Darlehen unter Berückſichtigung der nach §8 8 und 
$ 15 des Aufwertungsgeſetzes zu erwartenden Herabſetzung der Teilungsmaſſe und der ſonſt zu erwartenden Aus⸗ 
fälle feſtſetzt. Bei der Berechnung des Ablöſungswerts bleibt der Sinsfuß der Pfandbriefe oder Schuldverſchrei⸗ 
bungen unberücksichtigt. Der Ablöſungswert eines Pfandbriefs oder einer Schuldverſchreibung beträgt höchſtens 
den vierten Teil ſeines Goldmarkbetrags. 


(2) Der Ablöſungswert der Pfandbriefe und der Schuldverſchreibungen iſt im Deutſchen Reichsanzeiger und 
Preußiſchen Staatsanzeiger ſowie in den für die Veröffentlichungen der Kreditanftalt beſtimmten Blättern be⸗ 
kanntzumachen. Die erſte Bekanntmachung des Ablöſungswerts hat zum 30. Juni 1927 zu erfolgen. 


(ö), Macht eine Kreditanſtalt den Ablöſungswert der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen vor dem 
30. Juni 1927 bekannt, ſo beginnt die Befugnis des Schuldners zur Ablöſung der Hypothek oder Darlehnsforderung 
mit Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen mit dem Tage der Bekanntmachung im Deutſchen Reichsanzeiger 
und Preußiſchen Staatsanzeiger. 


9 10. 


(1) Vereinbarungen über die Aufwertung der im $ 2 Abſ. 2a und b bezeichneten Hypotheken- oder Darlehns⸗ 
forderungen bedürfen der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde. Die Zuſtimmung kann auch allgemein für Verein⸗ 
barungen nach beſtimmten Grundſätzen erteilt werden. Iſt die Zuſtimmung erteilt, ſo ſteht den Gläubigern wegen 
ſolcher Vereinbarungen gegen die Kreditanſtalt ein Schadenserſatzanſpruch nicht zu. 


(2) Bis zur Verkündung dieſer Verordnung getroffene Vereinbarungen bedürfen keiner Genehmigung. 


9 11. 


(1) Soweit Tilgungshypotheken oder Tilgungsdarlehen beſtehen bleiben, kann mit Wirkung vom 1. Januar 
1928 ab die Direktion der Kreditanſtalt neben den nach $ 28 des Aufwertungsgeſetzes zu entrichtenden Zinſen eine 
jährliche Tilgung bis zu 4 vom Hundert des Aufwertungsbetrages feſtſetzen. § 8 Abſ. 2 findet auf die Feſtſetzung 
entſprechende Anwendung. Weigert ſich der Schuldner, die Anderung des Inhalts der Hypothek oder der Darlehns⸗ 
forderung zu bewilligen, ſo wird die Bewilligung auf Antrag der Kreditanſtalt durch die Entſcheidung der Auf— 
wertungsſtelle erſetzt. f 


(2) Die Kreditanſtalt iſt nicht verpflichtet, vor dem 1. Januar 1928 Tilgungsbeträge einzufordern. 

(3) Zugleich mit der erſten Tilgungsrate iſt der Teil des Aufwertungsbetrags zu entrichten, der die letzten 
vollen 100 Goldmark des Aufwertungsbetrags überſteigt. 

(4) Im übrigen bleiben die vertraglichen oder ſatzungsmäßigen Zahlungsbedingungen ſowie die Kündigungs 
und Rückzahlungsrechte des Schuldners unberührt. 


(5) Anderungen des Inhalts eingetragener Rechte im Sinne des Abſ. 1 nach Maßgabe der Bewilligung 
der Beteiligten oder der Entſcheidung der Aufwertungsſtelle find auf Antrag der Kreditanſtalt oder des Eigentümers 
in das Grundbuch einzutragen. Soweit durch die Bewilligung oder durch die Eintragung Koſten entſtehen, trägt 
dieſe die Kreditanſtalt. a 


512. 
Auf Grundſchulden und Reallaſten finden die vorſtehenden Vorſchriften über Hypotheken entsprechende 
Anwendung. : 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 13149—-13151.) 72 
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9 13. 


Nach § 28 des Aufwertungsgeſetzes geſchuldete Zinſen find, ſolange der Zinsſatz weniger als 5 vom Hundert 
beträgt, halbjährlich, und zwar am 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres für das abgelaufene Halbjahr zu 
entrichten. Im übrigen gelten die Saungsvorſchriften auch hinſichtlich des Verwaltungskoſtenbeitrags, jedoch 
mit der Maßgabe, daß dieſer nur von dem Aufwertungsbetrage der Hypothek oder Darlehnsforderung zu leiſten 
iſt und ½ vom Hundert des Aufwertungsbetrags jährlich nicht überſteigen darf; ſchreibt die Satzung der Kredit⸗ 
anſtalt einen geringeren Hundertſatz vor, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 


9 14. 


Die Kreditanſtalt iſt berechtigt, von allen in die Teilungsmaſſe fließenden Eingängen vorweg 5 vom Hundert 
als Beitrag zur Deckung der Koſten des Aufwertungsverfahrens in Anſpruch zu nehmen. Dieſe Beſtimmung findet 
auf die Erträge der Teilungsmaſſe im Sinne des § 3% und bei der Ablöſung der Aufwertungsſchuld durch Ein— 
lieferung von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen nach § I Abſ. 2 keine Anwendung. 


§ 15. 

(1) Bei der Verteilung werden auch bereits gekündigte oder ausgeloſte Pfandbriefe und Schuldverſchrei⸗ 
bungen nach § 49 Abſ. 2 des Aufwertungsgeſetzes berückſichtigt. Dies gilt auch dann, wenn die Pfandbriefe oder 
Schuldverſchreibungen in den Beſitz der Kreditanſtalt zurückgelangt ſind, ohne daß der frühere Inhaber feinen Auf⸗ 
wertungsanſpruch verloren hat (§ 49 Abſ. 1 des Aufwertungsgeſetzes). 


(2) Für die Anſprüche auf Herausgabe von ausgeloſten oder gekündigten Pfandbriefen und Schuldver⸗ 
ſchreibungen gegen Banken gelten die Artikel 61 bis 66 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925. 


(3) Für den Fall eines Erwerbes von Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen auf Grund eines Um⸗ 
tauſchangebots der Kreditanſtalt in Umtauſch gegen andere Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen findet 
Artikel 80 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925 entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, 
daß an Stelle des 30. Juni 1926 der 30. November 1926 tritt. 


9 16. 


Zinsſcheine der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen werden nicht eingelöſt. Neue Zinsſcheine werden 
nicht ausgegeben. 


$ 17. 

(1) Für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen gilt als Aus— 
gabetag für die Hannoverſche Landeskreditanſtalt der Tag der Eintragung des Ausganges in die hierfür beſtimmten 
Regiſter oder Bücher, für die Landeskreditkaſſe zu Caſſel und für die Landesbank in Wiesbaden der ſich aus den 
Büchern ergebende Ausgangstag. 

(2) Für die nach Ablauf des 31. Dezember 1917 ausgegebenen Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen 
ſetzt die Aufſichtsbehörde auf Antrag der Kreditanſtalt nach einer von dieſer auf Grund der verſchiedenen Ausgabe- 
tage aufzuſtellenden Berechnung einen Stichtag feſt, der für die Berechnung des Goldmarkbetrags dieſer Pfand⸗ 
briefe oder Schuldverſchreibungen oder einzelner Jahrgänge oder Abſchnitte derſelben einheitlich zugrunde gelegt 
wird. 

(3) Bei der Berechnung des Goldmarkbetrags im Sinne des Abſ. 1 bleibt der Zinsfuß der Pfandbriefe 
oder Schuldverſchreibungen unberückſichtigt. 

: $ 18. 

Die von der Kreditanftalt mit verfügbaren Mitteln angekauften oder als Verwaltungskoſtenbeitrag verein- 
nahmten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen nehmen an der Verteilung teil. Pfandbriefe oder Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Sicherheitsfonds (§ 2 Abſ. 2c) und die zur Ablöſung eines Darlehns eingelieferten Pfandbriefe 
oder Schuldverſchreibungen (§ I Abſ. 2) nehmen an der Verteilung nicht teil. 


$ 19. 
(1) Die Teilungsmaſſe wird gleichmäßig unter die Gläubiger im Verhältnis der nach Maßgabe des 82 
des Aufwertungsgeſetzes und des § 17 dieſer Verordnung feſtzuſtellenden Goldmarkbetrags ihrer Anſprüche verteilt. 
(2) Die Verteilung erfolgt nach Wahl der Kreditanſtalt 
a) entweder durch die Ausſchüttung der Teilungsmaſſe an die Gläubiger nach dem Verhältnis der Gold⸗ 
markbeträge ihrer Anſprüche im Sinne des Abſ. 1 
b) oder durch Verwendung aller zu Tilgungszwecken oder zur Rückzahlung eingehenden Bareinzahlungen 
zur Ausloſung der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen, 
e) durch Ausgabe von Goldſchuldverſchreibungen, 
d) durch Abfindung. 
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(3) Die Verteilung regelt eine beſondere Verordnung. Mit der Verteilung iſt nach Erlaß der Verordnung 
zu beginnen, ſobald nach der Entſcheidung der Aufſichtsbehörde hinreichend bare Maſſe vorhanden iſt. 


9 20. 

Aufwertungsſtelle für die Anſprüche aus den im § 1 genannten Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen 
iſt der Oberpräſident, in deſſen Bezirk die Direktion der Kreditanſtalt ihren Sitz hat. Über die Beſchwerde gegen 
Entſcheidungen des Oberpräſidenten entſcheidet das Landgericht, in deſſen Bezirk der Oberpräſident feinen Sitz hat. 

8 21. 


Soweit nach dieſer Verordnung die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle begründet iſt, finden die Vorſchriften 
der 88 73 bis 76 des Aufwertungsgeſetzes und der Artikel 117 bis 128 der Durchführungsverordnung vom 
29. November 1925 entſprechende Anwendung. 


9 22. 
Die Zwangsvollſtreckungsrechte der Kreditanſtalten gelten auch für die ſich aus der Aufwertung und dieſer 
Verordnung ergebenden Verpflichtungen der Schuldner. 
9 23. 


$ 20 und $ 21 dieſer Verordnung treten mit dem Tage ihrer Verkündung, die übrigen Vorſchriften mit Wir⸗ 
kung vom 15. Juli 1925 in Kraft. 


Berlin, den 15. September 1926. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
am Zehnhoff. Severing. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 
Im Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt für die preußiſche Geſetzgebung und Rechtspflege Nr. 27 vom 9. Juli 1926 
S. 249 iſt eine Gemeinſchaftliche Verfügung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern vom 


3. Juli m zur Ausführung der Schiedsmannsordnung verkündet worden, die am 10. Juli 1926 in Kraft 
getreten iſt. 


Berlin, den 17. September 1926. 
Preußiſches Juſtizminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefehfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Deutſche Continental-Gasgefellfchaft in Deſſau für die im Jahre 1922 er⸗ 
baute Hochſpannungsleitung von Förderſtedt nach Uellnitz durch das Amtsblatt der Regierung in 
Magdeburg Nr. 34 S. 146, ausgegeben am 21. Auguſt 1926; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für den Bau einer 
50000 Volt⸗Doppelleitung von Waßmannsdorf über Ruhlsdorf nach Potsdam durch das Amtsblatt 
der Regierung in Potsdam Nr. 25 S. 153, ausgegeben am 19. Juni 1926, 


eg 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 30. Juni 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Überlandzentrale Südharz, G. m. b. H. in Bleicherode (Harz), für den Bau 
einer 50 000 Volt⸗Leitung von der Schaltſtation Glückauf bei Sondershauſen nach Langenſalza durch 
das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 33 S. 108, ausgegeben am 14. Auguſt 1926, 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Juli 1926 über die Genehmigung von Abände⸗ 
rungen der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den Kleingrundbeſitz durch das Amts— 
blatt der Regierung in Stettin Nr. 32 S. 181, ausgegeben am 7. Auguſt 1926) 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juli 1926 über die Genehmigung des zweiten 
Nachtrags zu der Satzung des Berliner Hypothekenbankvereins (Stadtſchaft) durch das Amtsblatt 
der Regierung in Potsdam Nr. 35 S. 207, ausgegeben am 28. Auguſt 1926; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Auguſt 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an den Kreiskommunalverband Gummersbach für den Bau einer Waſſerkraftanlage 
für Erzeugung elektriſcher Energie zu Ohl-Grünſcheid bei Engelskirchen durch das Amtsblatt der 
Regierung in Köln Nr. 33 S. 123, ausgegeben am 14. Auguſt 1926) 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Auguſt 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Kirchhain für den Bau eines neuen Waſſerwerkes durch das 
Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 34 S. 117, ausgegeben am 21. Auguft 1926; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Auguſt 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Wandsbek für die Begradigung der Wandſe und die An⸗ 
legung von beiderfeitigen Schutzſtreifen und eines Uferweges durch das Amtsblatt der Regierung in 
Schleswig Nr. 35 S. 229, ausgegeben am 28. Auguſt 1926) 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Gemeinde Oldentrup für den Ausbau der Kreisſtraße von Sieker nach Olden- 
trup durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 37 S. 134, ausgegeben am 11. Sep⸗ 
tember 1926; 


10, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Auguſt 1926 über die Übertragung des 
den Brandenburgiſchen Kreis⸗Elektrizitäcswerken, G. m. b. H. in Spandau, durch Erlaß vom 
26. Januar 1924 für den Bau von Überlandleitungen in den Kreiſen Oſthavelland, Weſthavelland, 
Ruppin, Oſtprignitz und Zauch⸗Belzig verliehenen Enteignungsrechts auf das Märkiſche Elektrizitäts- 
werk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 37 S. 217, 
ausgegeben am 11. September 1926. 
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